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von der Frau in die eheliche Gemeinschast eingebrachte
Vermögen vor Vergeudung durch den Herrn Gatten (der
eben nur deS Geldes wegen geheirathet hat, wie eS in der
„befferen Gesellschaft" die Regel ist), gesetzlich
sicher zu stellen. Er muß über schlimme Er-
fahrung in dieser Hinsicht versügen , daß er
mit so großem Nachdruck für das Prinzip der
Gütertrennung in der Ehe eintritt. Und damit
kommt er durchaus den Wünschen der ebenfalls durch
Erfahrung gewitzigten Frauen weiter Kreise der herr-
schende» Stände uud Klassen entgegen. Vor einigen
Wochen hat er in der ReichStagS-Kommission für das
Bürgerliche Gesetzbuch verrathen, daß sein leitendes Motiv
bei der ganzen Frage deS Frauenrechts lediglich daS ist:
den Frauen der „befferen Gesellschaft" vermögens-
rechtlichen Schutz zu gewähren, damit der Bewegung
der Frauen dieser Kreise ein Damm gesetzt werde und
sie nicht gar zu einer „gemeingefährlichen" ausarte. Weiter
hat seine Frauenrechtlerei gar keinen Zweck. DaS Besitz-
interesse der „befferen" Frau ist ihm maßgebend;
der höhere sittliche, vernünftige, soziale
Begriff der Emanzipation deS weiblichen Geschlecht von
'6er Vormundschaft des ManneS existirt für ihn nicht; er
rechnet lediglich mit dem Bedürfniß des großen Theiles
der „befferen" Frauen, in Geldangelegenheiten
unabhängig vom Manne zu sein; was sonst die Stellung
der Frau zum Manne Unwürdiges und Ungerechtes auf-
weist, kümmert ihn nicht. Das hat er bewiesen durch
sein fanatisches Eintreten für die Erschwerung der
Ehescheidung.

In Betreff dieser Frage ist noch nicht die letzte und
endgültige Entscheidung gefallen, wenigstens insoweit die
Zulaflnng unheilbaren Wahnsinns als Ehe-
scheidnngsgrnnd in Betracht kommt. Die Regierungs-
vorlage will diesen Grund, entsprechend dem im größten
Theile deS Deutschen Reiches geltenden Recht, znlaffen.
Einer geringen Zufalls Majorität war es sowohl
in der Kommission wie in der zweiten Lesung int Plenum
zuzuschreiben, daß die bezügliche Bestimmung des Enl-
wnrses gestrichen wurde. In der dritten Lesung
werden selbstverständlich von der linken Seite deS Hauses
gegenüber dem Zentrum und den Konservativen die er-
forderlichen Anstrengungen zwecks Beibehaltung
der in Rede stehenden Bestimmung des Entwurfes ge-
macht werden. Es ist Aussicht dafür vorhanden, daß
daS gelingt, denn die Streichung ist mit einer Majorität
von nur 9 Stimmen (125 gegen 116) bei schwacher
Besetzung der linken Seite deS Hauses beschlossen worden.
In sehr hohem Grade beachteuswerth ist die gestern am
Schluffe der zweiten Lesung stattgehabte Aiiseiuaudersetzitng
über den sozialdemokratischer Antrag, betreffend Ausnahme
einer Bestimmung in das Einführungsgksetz, wonach die das
In verbind» ngtreten politischer Ver-
eine verbietenden landesgesetzlichen Vorschriften tief
boten, aufgehoben werden, sowie die Anwendung
solcher Vorschriften auf die nach Maßgabe des § 152
der Gewerbeordnung gebildeten Vereinigungen von
Arbeitgebern oder Arbeitnehmern ansgeschlvffeu sein soll.
Wir haben keinen Anlaß, zu verhehlen, daß der erste
Theil dieses Antrages den Zweck hatte, die Re-
gierung zu einer Aeußerung und die Majoritäts
Parteien zur Stellungnahme zu derselben zu zwinge tt.
Dieser Zweck ist erreicht worden. Die Erklärung des
Reichskaitzlers Fürsten Hohenlohe läßt keinen
Zweifel darüber, wie die Regierung in Uebereinstimmung
mit den reaktionären Parteien sich die Beseitigung der
Verbote deS Juverbindungtretens politischer Vereine denkt.
Die fast durchweg vom reaktionären Element beherrschten
LandeSgesetzgebungen sollen diese wichtige Frage
entscheiden. Selbstverständlich ist dabei Voraussetzung,
daß das Vereinsrecht überhaupt solche Beschränkungen
erfährt, wie sie der Reaktion geboten erscheinen, um seinem
angeblichen „Mißbrauch" seitens der Arbeiter-
klasse und der S 0 z i a l b e tn 0 f r n f Fe ‘Jh begegnen.
Für bie Leikke^boui Schlage des Herrn von S t u in 11t
handelt es sich dabei überdem alles Ernstes um neue
Ausnahmegesetze gegen unsere Partei. Nur wenn
die Sozialdemokratie geknebelt und a n S n a h in e.
gesetzlich am Gebrauch der „Vereinsfreiheit" verhindert
wird, erhoffen die Herren vom Rechte des Juverbindnng-
tretens für sich günstige Erfolge. DaS ist des Pudels
Kern. Unter diesem Gesichtspunkte ist die Erklärung
des Reichskanzlers zu beurtheilen: daß 12 BnndeS-
staatS-Regierun gen in Unterhandlungen über
„gleichartige Regelung der Frage durch die Landes-
g e s e tz g e b n n g e u" getreten sind.

Der nltramontane Abgeordnete Dr. Lieber kam
gegenüber der Kritik, welche die Abgeordneten H an-J v
in aun, Fr 0 hme und Stadthagen an der Erklä-
rung deS Reichskanzlers übten, diesem in demagogisch-
henchlerischer Weise zu Hülfe, indem er auf befielt Worte
den „entscheidenden Werth" legte uud meinte,
man könne damit sich „vollkommen zufrieden geben" und
dürfe „vertrauensvoll bie Entscheibnng ber verbündeten
Regierungen abwarten". Wenn sich's nm kirchen-
politische Fragen von speziellem Jutereffe für daS
Zentrum handelt, wie beim Jesuiteugesetz rc., bringt
Herr Dr. Lieber den Erklärungen der RegiernugSvertreter
nicht solche „Zufriedenheit" und solches „Vertrauen"
entgegen 1

Uebrigens legten unsere Vertreter ans den zweiten
Theil des Antrages, belr. die Sicherung der
Koalitionsfreiheit, daS größere Gewicht. Die
RegiernngSvertreter versuchten, mit der ihnen sehr tut-
angenehmen Materie sich abzusindcn, indem sie mehr
kühnlich als klug behaupteten: es handle sich hier nicht
nm eine Frage der Privatrechts, sondern um eine
solche deS öffentlichen Rechts, welches in's
Bürgerliche Gesetzbuch „nicht hinein gehör e". In
längeren Ausführungen wiesen nacheinander F r 0 h m e
Und Stadthagen die Unrichtigkeit und Hin-
fälligkeit dieser Ansicht nach; sie stellten fest, daß
sich's bei der Arbeiterkoalitiou in der That ledig-
lich um privatrechtliche Interessen hanidelt,
deren Schutz gegen polizeiliche und richterliche
Chikanen und Eingriffe durch daS Bürgerliche Gesetzbuch
gewährleistet werden müsse. Zn widerlegen, bezw. zn
entkräften vermochten bie RegierungSverireier und ihre
Helfer, die frelh:rrlicheitOrdnnitgSgrößen, von S tn in m
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